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Vorblatt 


Zweite Novelle zum Arbeitsplatzschutzgesetz 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Gediente Wehrpflichtige, die sich um Einstellung in den öffent- 
lichen Dienst bewerben, sind gegenüber Nichtgedienten benach- 
teiligt. 


B. Lösung 

Als Beitrag zur Erhöhung der Wehrgerechtigkeit sollen ge- 
diente Bewerber bei gleicher Eignung bevorzugt in den öffent- 
lichen Dienst eingestellt werden. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. Januar 1971 

1/4 (II/3) — 37235 — Ar 1/2/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Verteidigung. 

ü 

Der Bundesrat hat in seiner 358. Sitzung am 13. November 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 11 

Begründung 

Nach ständiger Auffassung des % Bundesrates bedürfen Ge- 
setze, durch die Zustimmungsgesetze förmlich geändert wer- 
den, ebenfalls der Zustimmung des Bundesrates. Das Arbeits- 
platzschutzgesetz ist seinerzeit mit Zutimmung des Bundes- 
rates ergangen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 2) dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Innern 

Genscher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Arbeitsplatzschutzgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. Mai 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 551) wird wie folgt geändert: 

Nach § 11 wird folgender § 11 a eingefügt: 

„§ 11 a 

Bevorzugte Einstellung 
in den öffentlichen Dienst 

’ Bewirbt sich ein Soldat oder entlassener Soldat 
bis zum Ablauf von sechs Monaten nach Beendi- 
gung des Grundwehrdienstes um Einstellung in 
den öffentlichen Dienst, so hat er Vorrang vor 
gesetzlich nicht bevorrechtigten Bewerbern glei- 
cher Eignung." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


I. 

Durch das Gesetz soll erreicht werden, daß bei Ein- 
stellung in den öffentlichen Dienst Bewerber, die 
Grundwehrdienst geleistet haben, Vorrang vor 
Nichtgedienten erhalten, sofern sie über die gleiche 
Eignung verfügen. Diese gesetzliche Maßnahme ist 
im Weißbuch 1970 der Bundesregierung als Beitrag 
für einen gerechten Wehrdienstausgleich vor- 
gesehen. 

Wehrpflichtige, die bei Wehrdienstbeginn nicht be- 
reits in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis stehen, 
sind gegenüber Nichtdienenden gleichen Jahrgangs 
in ihrem beruflichen Werdegang benachteiligt. Vor 
der Einberufung werden diese Wehrpflichtigen ver- 
schiedentlich deshalb nicht eingestellt, weil der 
Dienstherr bzw. Arbeitgeber die betreffenden 
Dienstposten nicht für die Dauer des Wehrdienstes 


offenhalten will. Nach Beendigung des Wehrdienstes 
wirkt sich die Konkurrenz jüngerer Bewerber nach- 
teilig aus, die ihr Fachwissen in der Regel präsenter 
haben. Für diese Nachteile schafft die Neuregelung 
den gebotenen Ausgleich. 

Im übrigen wird auch anderen Personengruppen bei 
der Einstellung in den öffentlichen Dienst gesetzlich 
ein Vorrang eingeräumt. Diesbezügliche Regelungen 
finden sich z. B. im Gesetz zu Artikel 131 GG, Häft- 
lingshilfegesetz und Eingliederungsgesetz für Sol- 
daten auf Zeit. 

Eine Uberlegungsfrist von sechs Monaten erscheint 
— wie in § 12 Abs. 3 — notwendig, aber auch aus- 
reichend. 

II. 

Mehrkosten entstehen nicht. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu dem Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates — beschlossen in der 
Sitzung am 13. November 1970 (BR-Drucksache 
570/70 — Beschluß) — wie folgt Stellung: 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 


Begründung 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis 
die Auffassung, daß ein Gesetz nicht schon deshalb 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, weil es 
ein Gesetz ausdrücklich ändert, das mit Zustimmung 
des Bundesrates ergangen ist. Die Zustimmung ist 
vielmehr nur dann erforderlich, wenn das Ände- 
rungsgesetz selbst einen Tatbestand erfüllt, der die 
Zustimmungsbedürftigkeit auslöst. Das ist hier nicht 
der Fall. 
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